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1 
[III] 

Lesen den Zeitungsartikel M1. Fassen Sie die wesentlichen Punkte kurz zusammen. Nehmen Sie zu den 
unterstrichenen Teilen unter Bezugnahme des Kontextes Stellung. 
 
[Lösungsvorschlag]: 
Der Artikel behandelt die Auswirkungen der Corona-Hilfen auf österreichische Unternehmen und 
beleuchtet insbesondere, wie diese Hilfen das Eigenkapital und die Finanzreserven der Firmen 
beeinflusst haben. Im Fokus stehen zwei wesentliche Punkte: die Überförderung der Betriebe und die 
potenziellen negativen wirtschaftlichen Konsequenzen, die sich daraus ergeben können.  
1. Körberlgeld 
Der Begriff „Körberlgeld“ wird in dem Artikel verwendet, um die staatlichen Corona-Hilfen zu 
beschreiben, die den Unternehmen während der Pandemie zugutekamen. Er impliziert, dass diese 
Hilfen in beträchtlichem Maße über den eigentlichen Bedarf hinausgingen und daher nicht nur zur 
Sicherstellung des Unternehmensüberlebens, sondern auch zur signifikanten Stärkung der 
Finanzreserven führten. 
Die Verwendung des Begriffs „Körberlgeld“ weist darauf hin, dass die Hilfen zu großzügig ausgefallen 
sind und über das hinausgingen, was unbedingt nötig gewesen wäre, um Unternehmen in einer 
Krisensituation zu unterstützen. Das hat zu einem übermäßigen Ausbau der Finanzpolster geführt, was 
teilweise berechtigt ist, da es die Unternehmen vor dem finanziellen Zusammenbruch bewahren sollte. 
Dennoch stellt sich die Frage, ob diese Überförderung nicht auch negative Konsequenzen für die 
Marktstruktur und langfristige Wirtschaftsdynamik haben könnte. 
2. Ausgaben für Bildung, Wissenschaft, Kunst und Kultur [für zwei Jahre] abdecken 
Im Artikel wird darauf hingewiesen, dass die Summe der Corona-Hilfen in Österreich hoch genug ist, 
um zwei Jahre alle Ausgaben für Bildung, Wissenschaft, Kunst und Kultur im Land abzudecken. 
Dieser Vergleich verdeutlicht die enorme Höhe der Hilfszahlungen und regt dazu an, über deren 
Verteilung nachzudenken. Wenn ein so großer Betrag für Unternehmenshilfen verwendet wird, könnte 
dies die Finanzierung anderer gesellschaftlich bedeutender Bereiche beeinträchtigen. Es stellt sich die 
Frage, ob die Ressourcen auf die bestmögliche Weise eingesetzt wurden, um nicht nur kurzfristige 
wirtschaftliche Stabilität, sondern auch langfristige gesellschaftliche Werte und Innovationen zu 
fördern. 
3. Viel Steuergeld wurde umverteilt, aber nicht, weil es sonst zum Wirtschaftskollaps gekommen wäre 
Diese Aussage deutet darauf hin, dass die Corona-Hilfen zwar umfangreich waren, aber nicht zwingend 
notwendig, um einen Wirtschaftskollaps zu verhindern. 
Diese Feststellung wirft die Frage auf, ob die Höhe der Hilfen angemessen war oder ob es sich um eine 
übermäßige staatliche Intervention handelte. Die Tatsache, dass viele Unternehmen ihre Finanzpolster 
aufgestockt haben und die Insolvenzen gesenkt wurden, könnte darauf hindeuten, dass die Hilfen über 
das hinausgingen, was zur Verhinderung eines wirtschaftlichen Zusammenbruchs notwendig gewesen 
wäre. Dies könnte langfristig zu einer Verzerrung des Marktes führen und innovative Unternehmen 
daran hindern, sich zu etablieren. 
4. Aus ökonomischer Sicht ist das nicht unbedingt eine gute Nachricht 
Hier wird angemerkt, dass die Überförderung durch die Staatshilfen langfristig negative Auswirkungen 
haben könnte, indem sie die Ressourcen im Markt binden und den Wettbewerb behindern. 
Diese Perspektive beleuchtet die möglichen negativen Effekte der Hilfsmaßnahmen auf die 
wirtschaftliche Dynamik. Wenn weniger innovative oder weniger wettbewerbsfähige Unternehmen 
durch die staatlichen Hilfen am Markt bleiben, kann dies den Wettbewerb einschränken und die 
Entstehung neuer, dynamischerer Unternehmen verhindern. Das könnte die langfristige wirtschaftliche 
Erholung und Innovation beeinträchtigen. In diesem Sinne wäre eine gezieltere und differenziertere 
Unterstützung, die stärker auf die tatsächlichen Bedürfnisse und Innovationspotenziale der 
Unternehmen eingeht, möglicherweise effektiver gewesen. 
 

 


